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Nordwestschweiz fordert stiarkeres Engagement des Bundes im BFI-
Bereich

Der Bundesrat hat am 8. Marz die Botschaft liber die Forderung von Bildung, Forschung und Inno-
vation 2025-2028 verabschiedet. Ein starkes Engagement des Bundes in diesen Bereichen ist ent-
scheidend, um die Attraktivitiat, den Wohistand und die langfristige Stabilitat des Wirtschaftsstand-
orts Schweiz zu sichern. Das vom Bund vorgesehene nominale Finanzwachstum von 1,6% kann die
erwartete Teuerung sowie die prognostizierte steigende Anzahl an Studierenden und Lernenden
nicht kompensieren. Das nominale Finanzwachstum bedeutet somit eine reale Kiirzung der Bun-
desbeitrage im BFI-Bereich. Eine real abnehmende Wachstumsrate ist fiir die Nordwestschweizer
Kantone nicht akzeptabel und gefahrdet das vom Bundesrat selbst gesetzte Legislaturziel, dass die
Schweiz fiihrend in Bildung, Forschung und Innovation bleibt.

In der genehmigten Botschaft senkt der Bundesrat die in die Vernehmlassung gegebenen Finanzbe-
schlisse um eine halbe Milliarde Franken. Fir die BFI-Periode 2025-2028 ist somit ein Finanzwachstum
von nominal 1,6% und eine Obergrenze von 29,2 Milliarden Franken vorgesehen, welche nur bei glinstiger
Entwicklung des Bundeshaushalts ausgeschdpft werden kann. Die Nordwestschweizer Kantone und zent-
rale Akteure im Bereich Bildung, Forschung und Innovation wie die Konferenz der kantonalen Erziehungs-
direktorinnen und -direktoren (EDK), swissuniversities und der ETH-Rat haben in ihren Vernehmlassungs-
antworten bereits mitgeteilt, dass sie das vom Bund vorgeschlagene Finanzwachstum als nicht aus-
reichend erachten. Die Nordwestschweizer Kantone fordern daher zwingend héhere Bundesausgaben in
den folgenden Bereichen.

Im Bereich der Berufsbildung verfligt der Bund Uber eine umfassende Regelungskompetenz. Die 6ffent-
lichen Ausgaben in der Berufsbildung werden jedoch gemass Berufsbildungsgesetz (BBG) zu 75% von
den Kantonen getragen, was dem Prinzip der fiskalischen Aquivalenz widerspricht. Als wichtiger Berufsbil-
dungsstandort ist fir die Nordwestschweiz von zentraler Bedeutung, dass die Regelungsdichte mit einer
angemessenen finanziellen Beteiligung einhergeht. Die Nordwestschweizer Kantone fordern daher fur die
BFI-Periode 2025-2028, dass sich die Bundesbeteiligung von 25% an der Berufsbildungsfinanzierung auf
die Bundesbeitrage an die Kantone beschrankt. Ausserdem erwarten die Nordwestschweizer Kantone,
dass sich der Bund Uber den Strukturaufbau hinaus im bisherigen Rahmen (80%) an den Kosten fiir viamia
beteiligt. Das Angebot zur Unterstiitzung und Beratung von Personen ab 40 Jahren bei ihrer Laufbahnge-
staltung soll dauerhaft angeboten werden. Diese erfolgreiche Massnahme leistet einen wichtigen Beitrag
zum Erhalt der Beschaftigungsfahigkeit und zur Férderung des nationalen Arbeitskraftepotenzials.

Im Bereich Universitaten und Hochschulen sowie im ETH-Bereich sieht der Bund sogar nur ein nomina-
les Wachstum von 1,2% vor. Eine Begrenzung des Wachstums fiir Hochschulbeitrage auf 1,2% stellt das
ausgezeichnete Niveau der Schweizer Hochschulen und des Forschungs- und Wirtschaftsstandort
Schweiz in Frage, denn die innovationsgetriebene und hochtechnisierte Schweizer Wirtschaft ist auf quali-
fizierte Fachkrafte und optimale Rahmenbedingungen angewiesen, zu welchen ein starkes Forschungs-
umfeld gehdrt. Die Nordwestschweiz als wichtiger Hochschul- und Forschungsstandort mit bedeutenden
Bildungs- und Forschungseinrichtungen wie der Universitat Basel, der Fachhochschule Nordwestschweiz,
der Haute Ecole Arc, der HEP-BEJUNE, dem Paul Scherrer Institut, dem Swiss TPH und dem Departement
Biosysteme der ETH ist von der tiefen Wachstumsrate im Hochschulbereich besonders betroffen. Die
Hochschulen bendtigen finanzielle Planungssicherheit und eine bedarfsgerechte Finanzierung. Ohne die
Garantien des Bundes droht die Qualitat der Schweizer Bildung zu leiden.

Der Schweizer Innovationspark ist eine von Bund und Kantonen sowie Wissenschaft und Privatwirtschaft
betriebene Public-Private-Partnership, welche &ffentlichen Interessen nachkommt. Da die vorgesehene Ei-
genwirtschaftlichkeit der Innovationsparks nicht erreicht werden kann, die Férderung von Innovation jedoch
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von volkswirtschaftlicher und nationaler Bedeutung ist, vertreten die Nordwestschweizer Kantone die Hal-
tung, dass der Bund den Schweizer Innovationspark gemass dem Antrag der Konferenz Kantonaler Volks-
wirtschaftsdirektorinnen und -direktoren (VDK) mit 4,5 Millionen Franken jahrlich unterstiitzen soll.

Mit der vorliegenden Botschaft verlagert der Bund die Kosten fir den BFI-Bereich starker zu den Kantonen
und zieht sich zunehmend aus der Verantwortung zurlick. Dies obwohl die Kantone bereits den Grossteil
der finanziellen Verantwortung tragen und zusammen mit den Gemeinden fir rund 80% aller &ffentlichen
Ausgaben im BFI-Bereich aufkommen. Von den Kantonen zuséatzliche Leistungen zu verlangen, ist in ei-
nem Bereich, der in die Zustandigkeit des Bundes fallt, nicht akzeptabel. Die Nordwestschweizer Kantone
anerkennen die angespannte Finanzlage des Bundes. Allerdings erachten sie eine unzureichende Finan-
zierung im Bereich Forschung, Bildung und Innovation als nicht zielfihrend und als Sparmassnahme im
falschen Bereich.

Die Ressource Wissen ist fur ein Land wie die Schweiz, ihre gesellschaftliche Entwicklung, ihren Wohlstand
und Lebensqualitat von grundlegender Bedeutung. Nur wenn sowohl Bund wie auch Kantone ihrer Verant-
wortung im BFI-Bereich nachkommen, kann die Schweiz die Qualitat der Berufsbildung und der Hochschu-
len garantieren, dem Fachkraftemangel entgegenwirken und dadurch in Bildung, Forschung und Innovation
weiterhin fihrend sein.

Zusammenfassend erwarten die Nordwestschweizer Kantone vom eidgendssischen Parlament,
dass es die notwendigen finanziellen Ressourcen fiir die Férderung von Bildung, Forschung und
Innovation fiir die Jahre 2025-2028 bereitstellt; das heisst, dass das Gesamtbudget zusatzlich zu
dem vorgeschlagenen jahrlichen Wachstum von 1,6% an die Teuerung angepasst wird.

Ruckfragen

Minister Jacques Gerber, Konferenzprasident NWRK, jacques.gerber@jura.ch, 078 835 28 46

Julia Stihlinger, Konferenzsekretarin NWRK, julia.stuehlinger@nwrk.ch, 075 400 71 63

Der Nordwestschweizer Regierungskonferenz (www.nwrk.ch) gehéren als Mitglieder die Kantone Solothurn,
Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau und Jura an. Die Konferenz bezweckt insbesondere die Entwicklung
gemeinsamer Positionen und die Interessenvertretung fiir die Region gegenuber dem Bund, der Konferenz der
Kantonsregierungen und anderen Regionen, die Blindelung des Auftritts in der grenziiberschreitenden
Zusammenarbeit und die Information und Koordination unter den Kantonen in der regionalen Zusammenarbeit und
in kantonsubergreifenden Arbeitsgruppen.

Seite 2 von 2


mailto:jacques.gerber@jura.ch
mailto:julia.stuehlinger@nwrk.ch
http://www.nwrk.ch/

	Nordwestschweiz fordert stärkeres Engagement des Bundes im BFI-Bereich

